
5. Beilage im  Jahre 1984 zu den Sitzungsberichten
des X X III. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 5

Gesetz
über eine Änderung des Luftreinhaltegesetzes

D er Vorarlberger Landtag hat beschlossen: 

Artikel I

Das Luftreinhaltegesetz, LG Bl. N r. 47/1971, 
wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 hat der zweite Satz zu lauten: 
„Es ist daher insbesondere in den Angelegen­
heiten des Gewerbes und der Industrie, des 
Kraftfahrwesens und der M aßnahm en zur 
Abwehr von gefährlichen Belastungen der 
Umwelt, die durch Überschreitungen von Im ­
missionsgrenzwerten entstehen (Art. 10 Abs. 1 
Z. 12 Bundes-Verfassungsgesetz), nicht anzu­
wenden.

2. Im § 1 Abs. 3 hat der Punkt zu entfallen und 
ist folgender H albsatz anzufügen:

„sowie auf Abfallbeseitigungsanlagen, die 
nach dem Abfallgesetz bewilligungspflichtig 
sind.“

3. D er § 2 hat zu lauten:

„§ 2
Luftreinhaltemaßnahmen

(1) Zur Durchführung des § 1 Abs. 1 hat die 
Landesregierung nach den Erkenntnissen der W is­
senschaften durch Verordnung Bestimmungen zu 
erlassen über

a) den höchstzulässigen Schwefelgehalt flüssiger 
und fester Brennstoffe,

b) die Zulässigkeit der Verwendung bestimm ter 
Brennstoffe,

c) die höchstzulässige K onzentration und Menge 
der aus einer Anlage austretenden luftfrem den 
Stoffe (Emissionsgrenzwerte),

d) die höchstzulässigen Abgasverluste bei Anlagen,

e) die Lagerung, das Ausbreiten, Ausstreuen, 
Ausschütten, Zerstäuben und V ersprühen be­
stimmter Stoffe im Freien,

f) das Verbot des Verbrennens bestim m ter Stoffe 
in oder außerhalb von Anlagen.

(2) Bei der Erlassung von V erordnungen nach 
Abs. 1 hat die Landesregierung auf die Regelun­
gen allfälliger staatsrechtlicher Vereinbarungen mit 
dem Bund oder m it anderen Ländern Bedacht zu 
nehmen. In den V erordnungen nach Abs. 1 kann 
insbesondere nach der Nennheizleistung der A n­

lagen, nach der H öhe der Rauch- und Abgasfänge 
und nach Standorten unterschieden werden.

(3) Die Gebietskörperschaften dürfen fü r die 
Beheizung ihrer öffentlichen Zwecken dienenden 
Gebäude m it flüssigen Brennstoffen nur Heizöle 
verwenden, deren Schwefelgehalt 0,3 Gewichtspro­
zent nicht überschreitet.“

4. Nach dem § 2 ist folgender § 2a einzufügen: 

„§ 2a
Immissionsschutzmaßnahmen

(1) Die Landesregierung kann zur D urchfüh­
rung des § 1 Abs. 1 nach den Erkenntnissen der 
Wissenschaften durch V erordnung die höchstzuläs­
sige K onzentration und M enge der an einem b e­
stimmten O rt einwirkenden luftfrem den Stoffe 
(Immissionsgrenzwerte) festlegen. In der V erord­
nung kann insbesondere nach der W idm ung bzw. 
N utzung von Gebieten unterschieden werden.

(2) W enn in einem bestim m ten G ebiet die Im ­
missionsgrenzwerte lang andauernd oder wieder­
kehrend überschritten werden, hat die Bezirks­
hauptm annschaft die sachlich in Betracht kom m en­
den Behörden davon zu verständigen und erfor­
derlichenfalls ein einvernehmliches Vorgehen zur 
Rückführung der Immissionen unter die G renz­
werte anzustreben.

(3) Nach einer Verständigung im Sinne des 
Abs. 2 haben die Behörden vor der Erteilung von 
landesrechtlichen Bewilligungen zur Errichtung 
oder zum Betrieb von Anlagen für flüssige oder 
feste Brennstoffe ein G utachten der V orarlberger 
Um weltschutzanstalt einzuholen. Die Bewilligun­
gen dürfen nur erteilt werden, wenn die Rückfüh­
rung der Immissionen unter die G renzw erte nicht 
m ehr erschwert wird, als nach dem Stand der 
Technik und unter Berücksichtigung der w irtschaft­
lichen Zum utbarkeit erforderlich ist.

(4) D ie Bezirkshauptm annschaft kann unter der 
im Abs. 2 genannten Voraussetzung zur Rückfüh­
rung der Immissionen unter die G renzw erte bzw. 
zur Vermeidung einer weiteren Zunahm e der Im ­
missionen im erforderlichen A usm aß durch V er­
ordnung strengere Regelungen treffen, als sie in 
einer V erordnung nach § 2 Abs. 1 enthalten sind.

(5) Bei den M aßnahm en nach den Abs. 1 bis 4 
ist auf die Regelungen einer allfälligen staatsrecht­
lichen Vereinbarung m it dem Bund oder m it an­
deren L ändern Bedacht zu nehm en.“
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5. Im § 5 Abs. 1 hat es statt „(§ 15 Abs. 1 Z. 7 
G ewerbeordnung)“ zu lauten „(§ 172 G ewer­
beordnung 1973)“ .

6. Im  § 6 hat es in der Überschrift und im E in­
leitungssatz statt „Chemischen Versuchsan­
stalt“ und statt „Chemische Versuchsanstalt 
des Landes Vorarlberg in Bregenz“ jeweils zu 
lauten „Vorarlberger Um weltschutzanstalt“ .

7. Im  § 6 hat die lit. b zu lauten:
„b) bei der Vorbereitung von Verordnungen 

gemäß den § § 2  und 2a mitzuwirken und 
die Erlassung solcher V erordnungen an­
zuregen, wenn sie die Voraussetzungen 
hiefür (§ 1 Abs. 1) gegeben findet, sowie 
die Bezirkshauptmannschaften vom Ü ber­
schreiten der Immissionsgrenzwerte in 
bestimmten Gebieten zu verständigen,“

8. Im  § 6 hat die lit. c zu lauten:
,,c) die bei der Vollziehung der § § 2  und 2a 

sowie der auf G rund dieser Bestimmun­
gen erlassenen V erordnungen notwendi­
gen Messungen und Probeentnahm en 
durchzuführen, sofern den zuständigen 
Behörden gemäß § 5 Abs. 1 bestellte und 
mit den erforderlichen G eräten ausgerü­
stete Personen nicht zur Verfügung ste­
hen, sowie Proben nach § 7 Abs. 2 zwei­
ter Satz zu entnehm en,“

9. Im § 7 Abs. 1 und 2 hat es statt “Chemischen 
Versuchsanstalt des Landes Vorarlberg in Bre­
genz“ jeweils zu lauten „Vorarlberger U m ­
weltschutzanstalt“ .

10. Dem  § 7 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen. 
„Sie sind berechtigt, Proben von Brennstoffen 
auch bei H ändlern, die solche Brennstoffe 
zum Zwecke des Verbrennens in Vorarlberg 
verkaufen, zu entnehmen; der letzte Satz des 
Abs. 1 gilt sinngemäß.“

11. Im § 8 Abs. 1 hat es statt „Verordnungen 
gemäß § 2 lit. b bis d“ zu lauten „V erordnun­
gen gemäß § 2 lit. b bis f“ .

12. Im  § 9 Abs. 1 hat die lit. a zu lauten:
,,a) dem § 2 Abs. 3 oder den auf G rund des 

§ 2 und des § 2a Abs. 4 erlassenen V er­
ordnungen zuw iderhandelt,“

13. Dem § 9 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen: 
„Bei erschwerenden Um ständen, insbesondere 
im W iederholungsfälle, kann eine Geldstrafe 
bis zu 90.000 S öder eine A rreststrafe bis zu 
neun W ochen verhängt werden.“

14. Dem § 9 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
„(3) D er Versuch ist strafbar.“

15. D er § 10 hat zu entfallen.

Artikel II

Übergangsregelung

Die Gebietskörperschaften dürfen im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits 
gelagerte Heizöle, die den A nforderungen nach § 2 
Abs. 3 nicht entsprechen, aufbrauchen.

B e r i c h t

I. Allgemeines:

Der W ichtigkeit der Luftreinhaltung w urde in 
Vorarlberg schon früh Rechnung getragen. So hat 
der Vorarlberger Landtag als erster Gesetzgeber in 
Österreich und als einer der ersten in E uropa im 
Jahre 1971 ein Luftreinhaltegesetz beschlossen. Im 
gleichen Jahr hat die V orarlberger Landesregie­
rung aufgrund dieses Gesetzes eine Brennstoff­
- und Abgasverordnung erlassen, die insbesondere 
erstmals den höchstzulässigen Schwefelgehalt von 
Heizölen begrenzte. Inzwischen haben auch andere 
Länder Luftreinhaltegesetze und der Bund eine 
Verordnung' (BGBl. Nr. 251/1982) über den 
höchstzulässigen Schwefelgehalt von Heizölen für 
seinen Zuständigkeitsbereich erlassen. Eine gegen­
seitige Abstimmung der diesbezüglichen Vorschrif­
ten von Ländern und Bund w urde nach jahrelan­
gen intensiven Bemühungen der Länder in einer 
Vereinbarung nach Art. 15a B.-VG. über den

höchstzulässigen Schwefelgehalt in Heizölen 
(LG Bl. 15/1983) erzielt. Die Anregung zum A b ­
schluß einer solchen Vereinbarung ist von V orarl­
berg ausgegangen.

A uf dem Luftreinhaltegesetz aufbauend wurde 
ein beispielhaftes System der Luftgütekontrolle 
und der Überwachung der Heizanlagen geschaffen. 
Bis jetzt wurden von den mit der Kontrolle be­
trauten  K am inkehrern schon m ehr als 170.000 Öl­
feuerungskontrollen durchgeführt und im Zusam ­
menwirken m it den Ö lbrennerfirmen eine Optimie­
rung der Heizungsanlagen von Haushalten, Schu­
len, Spitälern und Verwaltungsgebäuden erreicht. 
Dies hat eine beachtliche Verringerung des H eiz­
ölverbrauches in Vorarlberg zur Folge gehabt und 
sich zusammen m it einer Senkung des Schwefelge­
haltes im Heizöl, einem Ausbau der G asversor­
gung und Energieeinsparungen sehr positiv auf die 
Luftqualität in Vorarlberg ausgewirkt. Im Jahre 
1971 w urde der H öhepunkt an Luftbelastung in
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Vorarlberg gemessen. Bis zum W inter 1972/73 
waren ein starker Rückgang der Luftverunreini­
gung und danach gleichbleibende W erte bis zum 
Jahre 1981 festzustellen. Danach kam es bis zum 
W inter 1982/83 erneut zu einer Verringerung der 
Luftbelastung.

Die imm er m ehr zutage tretende Bedeutung der 
Luftreinhaltung für eine gesunde Umwelt zwingt 
aber zu einer W eiterentwicklung der bestehenden 
Rechtsvorschriften. In diesem Zusam m enhang ist 
insbesondere auf das auch in V orarlberg feststell­
bare W aldsterben hinzuweisen. So wurde bei E r­
hebungen in den M onaten August und September 
1983 festgestellt, daß sich die Gesamtschadensflä­
che im Vergleich zur Schadenserhebung 1982 von 
6000 ha auf 34.000 ha (46 %  der W aldfläche V or­
arlbergs) vergrößert und somit fast versechsfacht 
hat. W enige W ochen nach dieser Erhebung muß 
infolge neuer Inform ationen davon ausgegangen 
werden, daß die geschädigte W aldfläche bereits 
zwischen 50 und 60 °/o der W aldfläche des Landes 
ausmacht. D ie W eißtanne droht in den Schadens­
gebieten überhaupt auszusterben. D ie Ausbreitung 
der erstmals im F rüh jahr 1983 beobachteten Fich­
tenschäden nim m t vor allem im Bezirk Bludenz 
einen dramatischen Verlauf. In diesem Bezirk sind 
auch die meisten Schäden an Buchen und anderen 
Laubhölzern festgestellt worden. Als besonders 
schwerwiegend m uß der Um stand angesehen w er­
den, daß große Schutz- und Bannwaldbereiche von 
der Schädigung erfaßt worden sind. Die Schadens­
erhebung 1983 ergibt eine Übereinstimm ung der 
Schadensverteilung m it den jeweiligen Emissions­
verhältnissen. So kann beispielsweise lediglich der 
Bezirk B regenz  mit seinem weitgehend emissions­
fernen H interland als relativ gering geschädigt be­
zeichnet werden. D ie Zonierung der Schäden (Ab­
nahm e der Schadensintensität mit zunehm ender 
Entfernung von den Emissionsquellen) läßt mit 
Sicherheit den Schluß zu, daß die vorhandenen 
Schäden zu einem wesentlichen Teil durch Im m is­
sionen aus dem Nahbereich verursacht sind.

Einen Schwerpunkt soll nach dem Entw urf das 
Bemühen um eine weitere Verringerung der U m ­
weltbelastung durch Schwefeldioxid bilden, wel­
ches nach dem heutigen Stand der Erkenntnisse 
neben den vor allem vom K raftfahrzeugverkehr 
herrührenden Stickoxiden für die W älder als 
Hauptschadstoff anzusehen ist. So soll über das 
geltende Gesetz hinaus die Verwendung bestim m ­
ter Brennstoffe (insbesondere von Heizölsorten mit 
einem höheren Schwefelgehalt) und das V erbren­
nen bestimm ter Abfälle auch in Anlagen verboten 
werden können. V or allem soll nach dem Entw urf 
aber auch der zu Recht erhobenen Forderung 
Rechnung getragen werden, daß die G ebietskör­
perschaften bei der Beheizung ihrer G ebäude mit 
gutem Beispiel vorangehen m üßten. D er Entw urf

sieht vor, daß in solchen G ebäuden flüssige Brenn­
stoffe nur zu Heizzwecken verwendet werden dür­
fen, wenn sie den niedrigen Schwefelgehalt von 
0,3 Gewichtsprozent nicht übersteigen. Diese M aß­
nahm e bringt allein bei den landeseigenen G ebäu­
den eine jährliche Verringerung der Luftbelastung 
mit Schwefeldioxid um ca. 36 t. Dazu kommen 
noch die Verbesserungen bei den G ebäuden des 
Bundes, die schon ohne Berücksichtigung der 
ebenfalls vom Entw urf erfaßten Gebäude von 
Bahn und Post ein W eniger von ca. 12 t Schwe­
feldioxid jährlich bedeuten, und bei den G ebäuden 
der Gemeinden (insbesondere Gemeindeämter, 
Pflichtschulgebäude, Spitäler, Versorgungsheime, 
Bauhöfe). Schließlich enthält der Entw urf insbe­
sondere noch Bestimmungen über Schutzm aßnah­
men für den Fall, daß bestimmte Immissionsgrenz­
werte überschritten werden. D a die vorgeschlage­
nen Gesetzesänderungen zahlreich sind und die 
Übersichtlichkeit der Vorschrift dadurch leidet, ist 
eine N eukundm achung des Gesetzes vorgesehen.

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur 
Erlassung von Vorschriften des vorgesehenen In ­
haltes ist nach Art. 1 Abs. 2 der Landesverfassung 
und Art. 15 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgeset­
zes gegeben. A uf die kompetenzrechtlichen Aus­
führungen des Berichtes zu einer Regierungsvor­
lage betreffend ein Luftreinhaltegesetz, Beilage 
23/1979 des XXL V orarlberger Landtages, wird 
verwiesen. D ort wurde auch ausgeführt, daß die 
Angelegenheit der Luftreinhaltung nicht zur Gänze 
in den selbständigen W irkungsbereich der Länder 
fällt. So ist der Bund insbesondere zuständig für 
M aßnahm en gegen die Luftverschm utzung, die aus 
Gewerbe und Industrie sowie von K raftfahrzeugen 
herrührt, und seit der Novelle zum Bundesverfas­
sungsgesetz BGBl. N r. 175/1983 auch für M aß­
nahm en zur Abwehr von gefährlichen Belastun­
gen der Umwelt, die durch Überschreitung von 
Immissionsgrenzwerten entstehen. Es ist in die­
sem Zusam m enhang im Interesse eines wirksamen 
Umweltschutzes zu hoffen, daß auch der Bundes­
gesetzgeber in seinem Zuständigkeitsbereich stren­
gere Regelungen treffen wird.

Dem  Land werden durch die Umstellung auf 
das schwefelärmere Heizöl einmalige M ehrkosten 
von ca. 120.000 S und jährliche M ehrkosten von 
ca. 2,8 Mio. S entstehen. D erzeit beträgt für die 
landeseigenen G ebäude der G esam tjahresver
brauch an Heizöl extra leicht ca. 0,2 Mio. Liter, 
an Heizöl leicht ca. 3,2 Mio. Liter und an Heizöl 
mittel ca. 1,8 Mio. Liter. D ie im Entw urf vorge­
sehenen Im missionsschutzm aßnahm en werden 
einen Verwaltungsm ehraufwand für die V orarl­
berger Um weltschutzanstalt und die Bezirkshaupt­
m annschaften bewirken. Es wird aber nicht dam it 
gerechnet, daß dies zu einer Personalvermehrung 
führen muß.
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II. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu Art. I: 

Zu Z. 1:

Die Änderung berücksichtigt, daß der Bund 
durch die Novelle zum Bundesverfassungsgesetz 
BGBl. N r. 175/1983 in Gesetzgebung und Vollzie­
hung die Zuständigkeit für M aßnahm en zur A b­
wehr von gefährlichen Belastungen der Umwelt, 
die durch Überschreitung von Immissionsgrenz­
werten entstehen, erhielt. A uf den ersten Absatz 
der Erläuterung zu Z. 4 wird hingewiesen.

Zu Z. 2:

Das Abfallgesetz, LG Bl. N r. 19/1974, sieht 
eine Bewilligungspflicht für Abfallbeseitigungsan­
lagen vor. Die Bewilligung darf nur erteilt werden, 
wenn u. a. Interessen der Luftreinhaltung nicht be­
einträchtigt werden. Zur Vermeidung von D oppel
geleisigkeiten sollen daher von der Bewilligungs­
pflicht des Abfallgesetzes erfaßte Anlagen vom 
Geltungsbereich des Luftreinhaltegesetzes ausge­
nommen werden.

Zu Z. 3:

Der Inhalt der lit. a, c und e (bisher lit. c) 
bleibt unverändert. In  der lit. c (bisher lit. b) ent­
fällt wegen der geringen praktischen Bedeutung 
die A nführung der Tem peratur der austretenden 
luftfremden Stoffe.

Die lit. b soll die Erlassung einer V erordnung 
ermöglichen, mit der die Verwendung bestimmter 
Brennstoffe untersagt werden kann. Insbesondere 
werden Regelungen über die Zulässigkeit der V er­
wendung unterschiedlicher Heilzölsorten zu tref­
fen sein.

Möglichst geringe Abgasverluste liegen im In­
teresse der Luftreinhaltung. A uf den § 24 der Bau­
technikverordnung, LG Bl. N r. 35/1982, der ver­
gleichbare Regelungen unter dem Gesichtspunkt 
der Energieeinsparung enthält, wird hingewiesen.

Die lit. f bringt eine Erweiterung der Möglich­
keit, das Verbrennen bestimm ter Stoffe zu verbie­
ten. Ein solches Verbot soll nach dem Entw urf 
auch für die Verbrennung bestim m ter Stoffe (z. B. 
A ltreifen, Altöl) in Anlagen zulässig sein. A uf die 
§§ 3, 4 und 10 des Abfallgesetzes, LG B l. N r. 19/ 
1974, über die A bfuhr und Beseitigung von A b­
fällen bzw. über Abfallbeseitigungsanlagen wird in 
diesem Zusam menhang hingewiesen.

Derzeit gibt es eine Vereinbarung nach Art. 
15a B.-VG. mit dem Bund und m it den anderen 
Ländern (vgl. Abs. 2 des Entwurfes) über den 
höchstzulässigen Schwefelgehalt im Heizöl (LG B l. 
Nr. 15/1983).

Im  zweiten Satz des Abs. 2 sind beispielhaft 
Möglichkeiten angeführt, wie auf besondere G e­
gebenheiten durch unterschiedliche Regelungen 
Bedacht genommen werden kann. In allen Fällen 
wird aber nach dem Einleitungssatz des § 2 Abs. 1 
der M aßstab des § 1 Abs. 1 des Gesetzes zu beach­
ten sein. Unterscheidungen nach der Nennheizlei­
stung der Feuerungsanlagen sind beispielsweise bei 
einer Verordnung nach Abs. 1 lit. b im Hinblick 
auf die größere Störanfälligkeit kleiner Anlagen 
sowie im Hinblick auf das Erfordernis höherer 
Kam ine bei größeren Anlagen nach den Bestim­
mungen der Bautechnikverordnung, LG Bl. Nr. 
35/1982, gerechtfertigt. Die K am inhöhe kann we­
gen der besseren Verteilung der Schadstoffe in der 
Luft bei der Festlegung der Emissionsgrenzwerte 
nach der lit. c eine Rolle spielen. D ie Unterschei­
dungsmöglichkeit nach Standorten erlaubt vor al­
lem eine Berücksichtigung verschiedener F lächen­
widmungen oder bereits vorhandener Luftbela­
stungen.

Von den Gebietskörperschaften erw artet die 
Öffentlichkeit, daß sie bei den Bestrebungen nach 
verbesserten Um weltbedingungen m it gutem Bei­
spiel vorangehen (vgl. den Abs. 3 des Entwurfes). 
Dies umso mehr, als diese Gebietskörperschaften 
ihrerseits m it ihren gesetzgebenden und vollziehen­
den Organen m it gleichartigen Forderungen an die 
Öffentlichkeit herantreten. Diese Vorbildwirkung 
und deren Dringlichkeit sind auch wesentliche 
G ründe dafür, daß die Schwefelgehaltswerte des 
Heizöls für die Gebietskörperschaften bereits im 
Gesetz festgelegt werden. Vom Entw urf erfaßt 
sind insbesondere auch die öffentlichen Zwecken 
dienenden G ebäude der Österreichischen Bundes­
bahnen und der Post. A uf die Übergangsbestim­
mung des A rt. II des Entwurfes wird hingewiesen. 
Bemerkt wird in diesem Zusam menhang, daß 
Flüssiggas als gasförmiger Brennstoff gilt.

Zu Z. 4:

Bei den im § 2a vorgesehenen M aßnahm en 
handelt es sich um solche eines vorbeugenden Im ­
missionsschutzes. Zum  einen gilt nach dem Abs. 1 
für die Festlegung der Immisionsgrenzwerte der 
auf einer niedrigen und auf Langzeitwirkung aus­
gerichteten Belastungsstufe stehende M aßstab des 
§ 1 Abs. 1 des Gesetzes. Zum  anderen gelten die 
Bestimmungen des Luftreinhaltegesetzes schon 
nach § 1 Abs, 2 (vgl. Z. 1 des Entwurfes) nicht für 
M aßnahm en zur Abw ehr von gefährlichen Bela­
stungen der Umwelt, die durch Überschreitung von 
Immissionsgrenzwerten entstehen. Es ist daher da­
von auszugehen, daß die nach Abs. 1 festzulegen­
den Immissionsgrenzwerte im Bereich der Basis­
werte der Akadem ie der W issenschaften liegen.

Bei der W idmung im zweiten Satz des Abs. 1 
muß es sich nicht unbedingt um  eine W idmung
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in einem Flächenwidmungsplan der Gemeinde 
handeln, welche oft als A nknüpfungspunkt für Im ­
missionsregelungen zu kleinräumig sein wird. 
W enn eine W idmung nicht als geeignetes U nter­
scheidungsmerkmal in Betracht kommt, kann ins­
besondere auch auf die N utzung von Gebieten ab­
gestellt werden.

F ü r die Einleitung und K oordination länger­
fristiger M aßnahm en (vgl. insbesondere die Abs. 2 
und 4) soll die Bezirkshauptmannschaft zuständig 
sein. D afür sprechen vor allem ihre bereits ge­
gebene Zuständigkeit nach anderen in Betracht 
kommenden Gesetzen und die Tatsache, daß Ü ber­
schreitungen der Basiswerte der Akadem ie der 
Wissenschaften im Lande nur regional beschränkt 
auftreten. Die vorgesehene Regelung läßt aber bei­
spielsweise auch eine Einbindung der Landesregie­
rung insbesondere zu Verhandlungen mit Zentral­
stellen des Bundes zu.

Die Durchführung der Immissionsmessungen 
zählt zu den Aufgaben der Umweltschutzanstalt 
(vgl. § 6 lit. a des Gesetzes und die Z. 7 des E n t­
wurfes). W enn in einem G ebiet die Immissions­
grenzwerte lang andauernd oder wiederkehrend 
überschritten werden, soll die Bezirkshauptm ann­
schaft nach dem Entw urf initiativ werden. Im H in­
blick auf die verschiedenen berührten Landes- und 
Bundesgesetze (z. B. Luftreinhaltegesetz, Bauge­
setz, Gewerbeordnung 1973) mit unterschiedlichen 
Behördenzuständigkeiten ist eine gemeinsame Be­
ratung über die Möglichkeiten einer Rückführung 
der Immissionen unter die Grenzwerte unbedingt 
notwendig. Diese Beratungen sollten zu einem Sa- 
nierungsplan führen. Als konkrete M aßnahmen 
werden in der Folge insbesondere das Ausschöpfen 
gesetzlicher Möglichkeiten (vg l.z .B .den  Abs. 4 des 
Entwurfes oder § 79 der GewO. 1973), verstärkte 
Kontrollen der Einhaltung von gesetzlichen Be­
stimmungen bzw. von Bescheidauflagen sowie son­
stige M aßnahm en (z. B. Empfehlungen an die Be­
völkerung) in Betracht kommen.

Wenn längerfristige M aßnahm en erforderlich 
werden, die eine Belastung für den einzelnen be­
deuten, sollen grundsätzlich nicht nur die V erursa­
cher neu entstehender, sondern in gleicher Weise 
auch die Verursacher bereits bestehender Luftver­
unreinigungen betroffen sein (vgl. Abs. 4 des E n t­
wurfes). Gleichzeitig ist aber nicht zu übersehen, 
daß verschiedene umweltfreundliche M aßnahm en 
bei der Neuerrichtung von Anlagen wesentlich 
leichter verwirklicht werden können als bei bereits 
bestehenden und bewilligten Anlagen. Z ur Verm ei­
dung einer unnötigen Erschwerung der Rückfüh­
rung der Immissionen unter die G renzwerte soll da­
her in den betroffenen Gebieten bei der Bewilli­
gung neuer Anlagen nach landesgesetzlichen V or­
schriften ein besonderes Augenmerk auf den 
Schutz gegen Luftverunreinigungen gelegt werden.

In solchen V erfahren hat daher die zuständige Be­
hörde unter anderem auch ein G utachten der U m ­
weltschutzanstalt zur Frage der Luftreinhaltung 
einzuholen und darf die Bewilligung nur erteilt 
werden, wenn die wirtschaftlich zum utbaren M ög­
lichkeiten zur Verm inderung der Emissionen aus­
geschöpft sind (z. B. Anschluß an eine Gasversor­
gung statt Beheizung m it festen oder flüssigen 
Brennstoffen). Diese Regelung stellt eine Sonder­
vorschrift zu den in Betracht kom m enden landes­
gesetzlichen Bestimmungen (insbes. Baugesetz) 
dar. U nter dem Stand der Technik wird der E n t­
wicklungsstand fortschrittlicher technologischer 
Verfahren, Einrichtungen, Betriebsweisen und Rei­
nigungsverfahren, deren Funktionstüchtigkeit im 
D auerbetrieb erwiesen ist, zu verstehen sein. Bei 
der Bestimmung des Standes der Technik werden 
insbesondere vergleichbare V erfahren, Einrich­
tungen oder Betriebsweisen heranzuziehen sein.

In einer V erordnung nach Abs. 4 könnte vor 
allem bestimm t werden, daß nur Heizöl mit einem 
geringeren als dem nach einer Verordnung gemäß 
§ 2 Abs. 1 lit. b zulässigen Schwefelgehalt verwen­
det werden darf. W enn sich die Lage in einem G e­
biet wieder so gebessert hat, daß die Grenzwerte 
auch ohne die strengeren Regelungen nicht über­
schritten werden, wird die V erordnung nach Abs. 4 
wieder aufzuheben sein.

Als Vereinbarung nach Art. 15a B.-VG. (Abs. 
5 des Entwurfes) kom m t insbesondere eine Immis­
sionsschutzvereinbarung zwischen dem Land und 
dem Bund und den Ländern in Betracht. D er A b­
schluß einer solchen Vereinbarung ist in abseh­
barer Zeit zu erwarten.

Zu Z. 5:
Die Änderung ist erforderlich, weil der § 172 

der GewO. 1973 an die Stelle des § 15 Abs. 1 Z. 7 
der zuvor geltenden Gewerbeordnung getreten ist.

Zu den Z. 6 und 9:
Diese Änderungen berücksichtigen die U m be­

nennung der Chemischen Versuchsanstalt des L an­
des Vorarlberg in die Vorarlberger Umweltschutz­
anstalt.

Zu Z. 7:
Die A ufgabe der Umweltschutzanstalt nach 

diesem Buchstaben wird auf Verordnungen nach 
§ 2a Abs. 1 und 4 und um eine Verständigungs­
pflicht beim Überschreiten von Immissionsgrenzen 
erweitert.

Zu den Z. 8 und 10:

F ür eine wirksame Überwachung der L uftrein­
haltung im Zusam m enhang mit dem Hausbrand, 
insbesondere zur Ü berprüfung der Einhaltung
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einer Verordnung nach § 2 Abs. 1 lit. a des Geset­
zes, ist die Entnahm e von Heizölproben bereits bei 
den H ändlern erforderlich, welche die einzelnen 
Haushalte m it Brennstoffen beliefern. Beispiels­
weise kann nur so zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
wirksam verhindert werden, daß in den von H änd­
lern belieferten H aushalten z. B. Heizöl extra 
leicht mit einem unzulässig hohen Schwefelgehalt 
verfeuert wird. Eine der vorgeschlagenen Regelung 
entsprechende gesetzliche Vorschrift fehlt bisher. 
Weil die einzelnen H ä n d le r  H aushalte m ehrerer 
Gemeinden beliefern, sollen zur Probenentnahm e 
die Organe der Vorarlberger Umweltschutzanstalt 
ermächtigt werden. In  diesem Zusam m enhang wird 
klargestellt, daß die Kosten der Probeentnahm en 
nicht von den H ändlern zu tragen sind.

Zu den Z. 11 und 12:

Diese Änderungen berücksichtigen die in den 
Z. 3 und 4 des Entwurfes enthaltenen Neuerungen.

Zu den Z. 13 und 14:

Z ur noch w irksam eren U nterbindung von Ü ber­
tretungen des Gesetzes soll der S trafrahm en für 
schwerwiegende Fälle erhöht und auch der V er­
such von Ü bertretungen erfaßt werden.

Zu Z. 15:

D er § 10 des Gesetzes enthält eine Übergangs­
bestimmung, die nur bis zum  Ende des Jahres 
1974 gegolten hat. E r kann daher entfallen.

Zu Art. II:

In den öffentlichen Zwecken dienenden G ebäu­
den von Gebietskörperschaften soll Heizöl, das 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle zum 
Luftreinhaltegesetz bereits eingelagert ist, noch 
auf gebraucht werden dürfen, auch wenn es nicht 
den neuen A nforderungen des § 2 Abs. 3 des E n t­
wurfes entspricht. Nach dem Inkrafttreten der N o ­
velle eingelagertes Heizöl darf hingegen nur ver­
feuert werden, wenn sein Schwefelgehalt nicht 
m ehr als 0,3 Gewichtsprozent beträgt.
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